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SOLOTHURN
KANTON, STADT UND REGION

Die Polizei holt den Papi ab. Das Mami
sitzt weinend auf dem Sofa. Daneben
steht das Kind – und versteht die Welt
nicht mehr. Die Fälle häuslicher Ge-
walt im Kanton haben 2017 mit knapp
700 Meldungen etwas abgenommen.
In den letzten fünf Jahren stieg die
Zahl von rund 600 auf zirka 800. Und
das sind nur die Fälle, die bei der Poli-
zei registriert sind. Drohungen, Kör-
perverletzung, Tötungsversuche – die-
se Delikte werden in der Statistik je-
weils unter häuslicher Gewalt zusam-
mengefasst.

Laut Helga Berchtold kann man
aber davon ausgehen, dass im Kanton
über 1000 Kinder von häuslicher Ge-
walt betroffen sind – weil die Dunkel-
ziffer hoch sein dürfte. Die Walliserin
ist eine der Sozialarbeiterinnen im
Kanton, die sich mit den Schicksalen
befasst, die hinter den Zahlen ste-
cken. Sie leitet den Fachbereich Kin-
des- und Erwachsenenschutz in der
Sozialregion Dorneck und sitzt in der
kantonalen Fachkommission Kind, Ju-
gend und Familie. Kinder seien zu-
dem immer betroffen; Egal, ob sie ge-
schlagen werden oder zusehen, wie
ein Elternteil geschlagen wird. Egal,
ob sie bei einem Streit im Zimmer sit-
zen oder von einem anderen Raum
aus zuhören.

Von der Therapie bis zur Kesb
«Kinder kriegen Gewalt zu Hause

immer mit», sagt Berchtold. Hinzu
kommen Schuldgefühle – «wenn ich
mich besser benehmen würde, würde
es keinen Streit geben». Und grosse
Verantwortung – «wenn ich von der
Schule heimkomme, muss ich zuerst
schauen, wie es den Eltern geht». Das
habe fatale Folgen: Kinder werden de-
pressiv, sind später abhängig von Be-
ziehungen, in denen sie selbst Gewalt
erleben. Oder sie schlagen selber zu.
«Oft sind Paare, in deren Beziehung
Gewalt vorkommt, zudem so mit sich
selbst beschäftigt, dass sie ihr Kind
vernachlässigen», so die Sozialarbeite-
rin. «Dabei muss die Not der Kinder
gesehen und gehört werden. Nur so
können sie sich möglichst gut entwi-
ckeln.»

Laut Berchtold müssen Fälle häusli-
cher Gewalt deshalb immer früh ge-
meldet und behandelt werden. Einer-
seits gibt es im Kanton Präventionspro-

gramme in Form etwa von Schulbesu-
chen. Zur Prävention sollen auch die
Aktionstage Psychische Gesundheit
beitragen, die dieses Jahr zum zehnten
Mal stattfinden (siehe auch Interview
rechts). Für Familien, in welchen häus-
liche Gewalt vorkommt, gibt es dann
verschiedene Möglichkeiten: Freiwilli-
ge Paarberatungen und Gewaltpro-
gramme, deren Erfolg laut Berchtold
abhängig von der Bereitschaft der Fa-
milie ist, etwas an sich zu ändern.
Oder aber Fälle fürs Frauenhaus und
Fremdplatzierungen durch die Kesb
für Familien, in denen es zu schwerer
Gewalt kommt und wo strafrechtlich
ermittelt wird.

Hinschauen – nicht verurteilen
Die Angebote für Betroffene unter-

scheiden sich je nach Gemeinde und So-
zialregion. Das ist ein Punkt, den Berch-
told kritisiert: Während es in Städten
zum Teil mehrere Anlaufstellen gibt, gibt

es ländliche Bezirke, in denen Angebote
über mehrere Gemeinden hinweg ganz
fehlen. «Der Kanton braucht flächende-
ckende und kostenlose Familien- und Er-
ziehungsberatungsstellen, die diesen Na-
men auch verdienen», fordert Berchtold.
Also auch mobile Angebote in ländlichen
Gebieten. «Oder soll eine Familie freiwil-
lig eine Stunde Weg bis zur nächsten Be-
ratungsstelle auf sich nehmen – inklusive
dreimal umsteigen mit Kinderwagen?
Unmöglich.» Die Hürden seien ohnehin
schon genug hoch für Betroffene, sich
frühzeitig oder überhaupt Hilfe zu holen,
da dürfe man diese nicht noch verstär-
ken.

Gleichzeitig müsse auch das Hindernis
«Stigma» abgeschafft werden: «Das ist
rund ums Thema häusliche Gewalt im-
mer noch extrem.» Jeder und jede müs-
se genau hinschauen: «Wir dürfen den
Kopf nicht in den Sand stecken.» Das be-
treffe etwa Nachbarn, die Streit mithö-
ren, Kita-Leiterinnen und Hausärzte, de-

nen Kinder auffallen. Dabei müsse jeder
wissen, was seine Rolle ist, Fälle melden
– und nicht auf eigene Faust etwa Ab-
klärungen machen wollen. Und verurtei-
len, sagt Berchtold, dürfe man sowieso
auf gar keinen Fall – auch wenn das
schwierig sei. Aber: «Ein gewaltausüben-
der Mensch besteht nicht nur aus seinen
Taten. Er hat auch ganz andere Seiten.»
Und oft selber Probleme, so die Exper-
tin: In der Hälfte der Fälle steckt laut Sta-
tistik eine Sucht hinter häuslicher Ge-
walt. Oft seien von der Gesellschaft ab-
gestempelte «Rabeneltern» einfach auch
Menschen, die als Kinder selbst Gewalt
erfahren hätten – und nicht rechtzeitig
Hilfe erhielten.

Heute starten die Aktionstage psychi-
sche Gesundheit Kanton Solothurn. Ver-
schiedene Anlässe widmen sich psychi-
schen Erkrankungen – auch häusliche
Gewalt ist dieses Jahr ein Thema.
www.psychische-gesundheit-so.ch

«Kinder kriegen die Gewalt immer mit»
Häusliche Gewalt Wenn es in den eigenen vier Wänden zu Streit und Schlägen kommt, leiden Kinder oft am
meisten. Helga Berchtold fordert mehr Unterstützung für Familien in den Gemeinden und weniger Vorurteile im Kanton

VON NOËLLE KARPF

Zehn Jahre gibt es die Aktionstage
psychische Gesundheit im Kanton
Solothurn. Sie waren schon bei der
ersten Ausgabe im Organisations-
Komitee dabei. Was hat sich seither
geändert?

Die Aktionstage
sind zu einer fes-
ten Grösse im So-
lothurner Veran-
staltungskalender
geworden und ha-
ben sich weit über
die Kantonsgren-
zen hinaus einen
Namen gemacht
und wurden auch
von anderen
übernommen.
Wir hatten von
Anfang an einen

grossen Publikums-Zulauf.

Wird seither anders mit psychisch
Erkrankten umgegangen?
Die Akzeptanz in der Gesellschaft hat
sicherlich zugenommen und das The-
ma hat auch Eingang gefunden in natio-
nale Präventionsprogramme, was defi-
nitiv ein Fortschritt ist. Trotzdem sind
psychische Erkrankungen immer noch
stark stigmatisiert und tabuisiert. Und
das, obwohl fast jede zweite Person in
der Schweiz einmal in ihrem Leben an
einer psychischen Störung erkrankt.

Kann man dieses Tabu überhaupt
ganz brechen?
Wahrscheinlich nicht. Psychische Er-
krankungen machen Angst und gelten –
insbesondere in unserer heutigen Leis-
tungsgesellschaft – als persönliche
Schwäche. Die Krankheit ist mit sehr
viel Scham behaftet und es existieren
sehr viele Vorurteile darüber.

Was haben Sie in den kommenden
zehn Jahren vor?
Wir wollen weiterhin am Thema dran-
bleiben und uns dafür einsetzen, dass
darüber gesprochen wird. Die Aktions-
tage sollen weiterhin Begegnungen
schaffen und psychisch kranken Men-
schen eine Stimme geben. Denn
schliesslich sind wir alle früher oder
später Betroffene und es ist ein Thema,
das uns alle angeht.
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NACHGEFRAGT

«Das geht uns alle an»

Manuela Mene-
ghini, Organisa-
tionskomitee der
Aktionstage.

Helga Berchtold referiert über Fälle häuslicher Gewalt – das wird sie auch im Rahmen eines Anlasses der heute startenden
Aktionstage psychische Gesundheit Kanton Solothurn tun, die heuer zum zehnten Mal stattfinden. HANSPETER BÄRTSCHI

Es liegt nach wie vor einiges im Argen
rund um die Verwendung der Solidari-
tätsbeiträge, die den Angestellten des
Kantons zur Weiterentwicklung des Ge-
samtarbeitsvertrags monatlich vom
Lohn abgezogen werden. Dabei geht es
nicht nur um Geld, sondern auch um
Personen. Konkret um die Zusammen-
setzung jener Kommission, die sich mit

der Umsetzung der GAV-Bestimmungen
befasst. Tatsache ist jedenfalls, dass die
sogenannte GAV-Kommission, die auch
für die «Konkretisierungen» und «Präzi-
sierungen» der Zweckbestimmungen
der Zwangsabgabe zuständig ist, alles
andere als eine ideale Zusammenset-
zung hat. Das hängt weniger mit den
beteiligten Personen als mit den Funk-
tionen zusammen, die sie bekleiden.
Namentlich auf der Seite der Arbeitge-
bervertretung.

Am 8. März 2016 hat der Kantonsrat
denn auch einen fraktionsübergreifen-
den Auftrag erheblich erklärt, mit dem
überprüft werden soll, ob mit der heu-
tigen Vertretung der Arbeitgeber in der
Kommission deren Interessen ausrei-
chend gewahrt seien. Fakt ist, dass der
Vertreter der Einwohnergemeinden das
einzige Arbeitgeber-Mitglied ist, das

nicht selber dem GAV untersteht. Die
übrigen Mitglieder sind als führende
Angestellte beim Kanton tätig.

Zumindest von der Übungsanlage
her ein klassischer Interessenkonflikt.
Wann dieser aufgelöst werden kann, ist
allerdings offen. Nach Aussage von Urs
Hammel, Chef des kantonalen Perso-
nalamts und selber Mitglied der GAV-
Kommission, ist die Arbeitsgruppe, die
sich der Frage annehmen soll, noch
nicht eingesetzt worden. Gemäss Ge-
schäftsbericht 2017 über die unerledig-
ten parlamentarischen Vorstösse wur-
de eine Expertise in Auftrag gegeben,
die sich mit den Anstellungsbedingun-
gen des Kaders befasst – Empfehlungen
über die GAV-Unterstellung inklusive.
Und diese sei abgewartet worden, sagt
Hammel. Die Einsetzung sei aber noch
in diesem Jahr vorgesehen. (BBR.)

GAV: Warten auf die Arbeitsgruppe
Solidaritätsbeiträge Die Zu-
sammensetzung jener Kom-
mission, die über die Verwen-
dung der GAV-Mittel wacht,
sollte längst überprüft wer-
den. Die entsprechende Ar-
beitsgruppe gibt es aber im-
mer noch nicht.

Ein 51-jähriger Mann musste diese
Woche vor dem Regionalgericht Ober-
land antraben. Er habe sich unter
dem Vorwand, eine Tierambulanz
aufbauen zu wollen, persönlich berei-
chert, so der Vorwurf. Auch in Gerla-
fingen hatte der Mann Spendengelder
gesammelt. Mit einem sympathischen
Anliegen: Eine Tierambulanz wolle er
in der ganzen Schweiz aufbauen.

Über 100 000 Franken Spendengel-
der sind so zusammengekommen. Ei-
ne Tierambulanz hat es aber nie gege-
ben. Das Geld sei in seine eigenen Ta-
schen geflossen, lautet die Anklage.
Deshalb musste sich der 51-jährige
Mann wegen gewerbsmässigen Be-
trugs und mehrerer anderer Delikte
vor dem Regionalgericht verantwor-

ten. Dieses hat ihn nun zu 24 Mona-
ten Gefängnis verurteilt. 10 Monate
davon unbedingt. Dies berichtet Ra-
dio 32. Es habe kein Team gegeben,
die auf der Website aufgelisteten Ein-
sätze seien schlicht erlogen und die
Spendengelder seien auf das private
Konto des Angeklagten geflossen,
heisst es in der Urteilsbegründung.

Der Angeklagte hatte bereits zig
Vorstrafen, unter anderen Verkehrs-
delikte. Er selber meinte, es sei ihm
ernst gewesen mit der Tierambulanz.
Das Ganze sei ihm einfach über den
Kopf gewachsen.

Die Staatsanwaltschaft hatte ur-
sprünglich 30 Monate unbedingt ge-
fordert. Das Urteil ist noch nicht
rechtskräftig. (RKA)

Regionalgericht Oberland

Auch Gerlafinger betrogen:
«Tierschützer» muss ins Gefängnis


